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Die neuen Stempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koeczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
Fortſetzung.) 
3. Die Theil) Emiſſion 1865. 


„ Dieſe Ausgabe beſteht aus fünfzehn Marken, und zwar aus ſämmt— 
lichen Kreuzerkategorien mit Ausſchluß des Stempels zu 1 kr. Zeichnung, 
Farbe des Fonds und die Mannigfaltigkeit der Papiernuancen ſind die 
gleichen geblieben. Der Unterſchied beruht blos darin, daß in die Marken 
die Werthangabe in Worten (mit dem Beiſatz KR. oder Kreuzer) 
aufgenommen erſcheint. Dieſe Legende bildet einen hängenden Bogen, 
parallel zum unteren Theile des kreisrunden Stempelbildes, und nimmt 
daher einen Theil des für die Ueberſchreibung beſtimmten Raumes ein. 
Es ſind drei Gattungen von Buchſtaben bei dieſen Legenden zu unter- 
ſcheiden. Der ½ kr.⸗Stempel hat nämlich ſehr große fette und der 36 fr.- 
Stempel kleinere halbfette Lettern, während alle übrigen Marken noch 
kleinere und weniger fette Buchſtaben aufweiſen. 

Dieſe Werthangabe iſt in Schwarzdruck hergeſtellt. Bei der An- 
fertigung der Marken beſtand jedoch augenſcheinlich kein feſter Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen diefem Schwarzdruck und dem Schwarzdruck des Stempel⸗ 
bildes, da beide meiſt in mannigfachſter Weiſe gegeneinander verſchoben 
erſcheinen. Dieſe auf eine minder ſorgfältige Behandlung des Druckes 
zurückzuführende Verſchiebung iſt übrigens auch im Verhältniß des Stempel⸗ 
bildes zum Fond und dieſes zur Randperforirung wahrzunehmen, ſo daß 
Unregelmäßigkeiten in dieſen Beziehungen geradezu ein Kennzeichen dieſer 
Emiſſion bilden. 


Der Grund, warum die 1 kr.⸗Marke in die Neuausgabe nicht ein- 
bezogen wurde, lag wohl in der viereckigen Geſtalt des Stempelbildes 
dieſer Marke, welche eine analoge Anbringung der Legende nicht geſtattete. 
Warum aber die Marken der Guldenkategorien in dieſe durch den Finanz⸗ 
miniſterialerlaß vom 16. December 1865, R. G. Bl. Nr. 140, geſchaffene 
Emiſſion nicht einbezogen wurden, da fie doch ebenfalls kreisrunde Stempel- 
bilder beſaßen, iſt nirgends zu entnehmen. Auch über die Veranlaſſung 
dieſer Theilemiſſion überhaupt kann nur eine Vermuthung ausgeſprochen 
werden. Es ſcheint nämlich, daß man die Wiederholung der Werthangabe 
in Worten aus dem Grunde aufnahm, um für das lombardiſch venetia⸗ 
niſche Königreich die Möglichkeit zu ſchaffen, dieſe Legende in italie⸗ 
niſcher Sprache anzubringen. 

Dieſe Beziehung, ſowie der Umſtand, daß während der Geltungs⸗ 
dauer dieſer Theilemiſſton der letzte Reſt des lombardiſch-veuetianiſchen 
Königreiches für die öſterreichiſche Monarchie verloren ging und daß daher 
jetzt die beſondere Stempelgeſchichte dieſes Gebietes ihr Ende findet — 
veranlaſſen es, dieſer Geſchichte hier in kurzen Zügen zu gedenken, um 
dem Stempelſammler Anhaltspunkte für die Einreihung der hier be— 
ſtandenen, nicht ſelten vorkommenden Stempelwerthzeichen zu geben. 

Als die Gebiete des ehemaligen venetianiſchen Staates und der 
Lombardei infolge der Kriege zu Anfang unſeres Jahrhunderts von Oeſter⸗ 
reich erworben wurden, ſchuf das Patent vom 7. April 1815 aus den⸗ 
ſelben das lombardiſch-venetianiſche Königreich. Die in Nach⸗ 
ahmung des (napoleoniſchen) Königreiches Italien, zu dem dieſe Gebiete 
unmittelbar vorher gehört hatten, ausgeſprochene Abſicht, an die Spitze 
des neuen Königreiches einen der Dynaſtie angehörenden Vicekönig zu 
ſtellen, wurde erſt viel ſpäter (1840) realiſirt. Die erſte Organiſation 
ließ das Königreich vielmehr in zwei adminiſtrativ völlig ſelbſtändige, 
durch den Mincio getrennte Gebiete zerfallen: die Provinzen Venedig 
und Lombardei, die je einen unmittelbar den Centralſtellen unterſtehen⸗ 
den Gouverneur an ihrer Spitze hatten. 

Dieſe Unabhängigkeit der beiden Provinzen vom übrigen Reiche 
und von einander findet einen bezeichnenden Ausdruck in ihrem Stempel⸗ 
regime. 

Auf allen anderen Gebieten ging man Schritt für Schritt daran, 
die proviſoriſch aufrechterhaltene Geſetzgebung der Franzoſenzeit durch 
neue, den öſterreichiſchen nachgebildete Normen oder geradezu durch die 
öſterreichiſchen Vorſchriften zu erſetzen. Auf dem Gebiete des Stempel— 
weſens aber blieb das dem franzöſiſchen Stempelgeſetze vom 13. brumaire 
an VII (3. November 1798) bis auf wenige geringfügige Einzelheiten 
gleiche italieniſche Stempelgeſetz vom 21. Mai 1811 noch lange in Geltung. 
Erſt das Stempel⸗ und Taxgeſetz von 27. Jänner 1840 wurde — blos 
hinfichtlich der Währung der Stempelclaſſen modificirt — auch im lom⸗ 
bardifch-venetianifchen Königreiche publicirt. Dieſes Feſthalten an dem 
franzöſiſchen Stempelrechte hatte wohl nicht darin ſeinen Grund, daß 
man dasſelbe als das höher entwickelte Recht anerkannte, noch auch dürfte 
die verſchiedene Intenſität in der Ausnützung der Steuerkraft maßgebend 
geweſen ſein. Mit großer Wahrſcheinlichkeit iſt vielmehr anzunehmen, daß 
die Feſthaltung des alten Stempelweſens im Anſchluß an die Bewahrung 
der beſonderen italieniſch⸗franzöſiſchen Lirawährung ſtattfand, und nur 
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mit ein Glied in dem Syſteme war, welches zwiſchen dieſen Provinzen 
und den altöſterreichiſchen Landen nicht genug Schranken in finanzwirth⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht aufrichten konnte, um die erſteren an der Zettelwirthſchaft 
und Finanzmiſere Oeſterreichs nicht theilnehmen zu laſſen. Dies Syſtem 
leuchtet aus allem und jedem, was damals geſchah, hervor, nicht zum letzten 
aber aus der eigenmächtigen Selbſtändigkeit, welche die Localregierungen 
beider Gebiete gegenüber den Centralſtellen in Stempelſachen ſich an— 
maßten. Der Vollzug der Anordnungen der letzteren in Stempelſachen 
ließ ungewöhnlich lauge auf ſich warten; ja es verfloß erhebliche Zeit, 
ohne daß die Centralſtelle (die Hofkammer) auch nur eine Information 
über die getroffenen Verfügungen erhalten konnte. Als Beweis hiefür 
ſei hier nur das Hofkammerdecret vom 7. März 1816, Z. 7439, citirt, 
welches die Mailänder Regierung aufforderte, einen bereits am 9. Fe⸗ 
bruar 1815 eingeforderten Bericht wegen der Regelung des Stempel— 
gefälles nunmehr „förderſamſt“ zu erſtatten. 

Als die öſterreichiſchen Truppen die erwähnten Gebiete occupirten 
und die Steuereinhebung auf Grund der anfrechterhaltenen Geſetze des 
Königthums Italien für die neue Regierung begann, blieben auch die 
Stempelzeichen der alten Regierung und deren Stempelpapier in Ge— 
brauch, und finden ſich daher Urkunden, die auf dieſem Papier unter 
öſterreichiſcher Herrſchaft ausgeſtellt wurden. Bald aber verfiel man auf 
den Gedanken, aus den Druckſtöcken der Stempelzeichen dasjenige weg⸗ 
zulaſſen, was auf die frühere Herrſchaft hindeutete, und die fo ver⸗ 
ſtümmelten Zeichen als öſterreichiſche Stempel anzuſehen. Man findet 
daher Stempelzeichen der älteren Art, aus welchen die Bezeichnung Regno 
d'Italia oder R. I. (urſprünglich Republica Italiana, aber auch zur 
Zeit des Regno d'Italia fortbeſtehend) fortgelaſſen erſcheint. 

Nach einiger Zeit kam es aber doch zu der von der Hofkammer 
urgirten Regelung des Stempelgefälls, und beginnt damit die bis zum 
Jahre 1840 fortdauernde Verſchiedenheit beider Provinzen hinſichtlich 
ihres Stempelregimes. 


a) Venedig. 


Von Beginn des Jahres 1815 an erließ die Hofkammer zahl⸗ 
reiche Verordnungen an die Regierung in Venedig, welche bezweckten, 
daß die bis dahin bei den ſieben Departements⸗Intendenzen (in Venedig, 
Padua, Vicenza, Verona, Treviſo, Belluno und Udine) vorgenommene 
Vorraths⸗ und Erfüllungsſtempelung bei der Tabak- und Stempelgefälls⸗ 
adminiſtration in Venedig concentrirt und hiefür neue Zeichen verwendet 
werden. Die Centralſtelle mußte hinſichtlich der Erfüllungsſtempelung von 
ihrer Abſicht abſtehen, und trat das neue Stempelpapier dann mit 1. April 
1816 in Gebrauch. 

Die Stempelzeichen (zu 5, 4, 3 und 2 Lire, 1 Lira, 75, 50 und 
20 Centesimi) beſtehen aus einem von einer kreisrunden Linie einge⸗ 
ſchloſſenen Doppeladler. Die Köpfe desſelben haben den Nimbus; über 
ihnen ſchwebt die öſterreichiſche Krone. Der Adler hält rechts ein Schwert, 
links den Reichsapfel. Auf der Bruſt trägt er ein ovales Schild, worin 
die Initialien des Kaiſers Franz J. (F. I.) ſtehen. Rechts und links von 
der Krone iſt der Stempelwerth (Lir., beziehungsweiſe Cen. mit beige⸗ 
ſetzter Ziffer) angegeben. Dem Erfüllungsſtempel ſollte ein Controlſtempel 
vou höchſt beſcheidener Zeichnung beigedruckt werden, beſtehend aus einer 
Kreislinie, innerhalb deren das Wort Controlleria herumläuft, während 
in der Mitte ſich die Zeichen F. I. befinden. Dieſer Controlſtempel 
wurde ſchon vom 1. Auguſt 1816 an durch einen neuen Stempel erſetzt. 
Er iſt ebenfalls kreisrund. Die Mitte nimmt ein kleiner Doppeladler 
ein, der im Gegenſatz zum vorbeſchriebenen mit Ausnahme des bei⸗ 
behaltenen ovalen Schildes heraldiſch richtig iſt. Unter dem Adler ſteht 
das Wort Controlleria mit dem unteren Theil des Kreiſes parallel⸗ 
laufend. Im übrigen umrahmen den Adler zwei oben zuſammenlaufende 
Lorbeerzweige. 

Noch ehe dieſes Stempelpapier im ganzen wirklich in Verſchleiß 
geſetzt wurde, fand eine Theilemiſſion des gleichen Stempeltypus ſtatt. 
Mit 1. Juli 1815 trat nämlich in Venedig das der weſtgaliziſchen Ge⸗ 
richtsordnung nachgebildete regolamento generale del processo civile 
in Geltung. Zur Verwendung im neuen Streitverfahren führte das 
Generalgouvernement mit nachträglich erfolgter Bewilligung ſeitens der 
Hofkammer zwei Stempelclaſſen zu 13 und 63 Centesimi) ein. Hiefür 
wurden Stempel von gleicher Zeichnung wie die vorbeſchriebenen, natürlich 
aber mit den ebengenannten Werthangaben, eingeführt. Die Zeichnung 
weicht nur darin ab, daß die umſchließende Kreislinie unten ein Stück 
lang abbricht und weiter hinunter geſchoben erſcheint, ſo daß dort ein 
bandförmiger Raum entſteht, worin das Wort Giudieiale enthalten iſt. 


Eine zweite Stempelemiſſion in Venetien war durch die Einführung 
der öſterreichiſchen Lirewährung bedingt. Dieſe Währung ſtand zur 
Conventionsmünze in einem derartigen fixen Verhältniſſe, daß 1 Lira iden- 
tiſch war mit einem alten Zwanziger, 1 fl. C. M. daher gleich 3 Lire. 
Für den Dimenſionsſtempel wurden jetzt neue Sätze zu 1 L. 75 C., 
1 L. 25 C., 85, 60 und 30 Centesimi geſchafſen. Die Sätze des 
Gradationsſtempels blieben ungeändert, verſtanden fich aber nunmehr nach 
der neuen Währung. Das ältere Papier trat erſt Ende October 1826 
außer Gebrauch. 

Die Emiſſion 1823 hat verſchiedene Zeichnungen für den Vorraths⸗ 
und den Erfüllungsſtempel. Die Stempel der letzteren waren wie die 
der vorangehenden Emiſſion Schwarzdrucke mit der Legende: Bollo stra- 
ordinario R. L. V. P. V. wohl Regno Lombardo-Veneto, Provincia 
Veneta). Die Mitte nahm ein Emblem (ein Füllhorn, Pharus u. dergl.) 
ein, neben oder unter welchem ſich die Werthangabe befand. Das Ganze 
iſt von einer doppelten Kreislinie eingeſchloſſen. Der Controlſtempel be⸗ 
ſteht aus einer ſolchen doppelten Kreislinie, worin ſich ein heraldiſch 
richtiger Doppeladler befindet, der nur die Beſonderheit aufweist, 
daß der Schild mit der eiſernen Krone bedeckt iſt. Unter dem Adler 
läuft im Bogen das Wort Controlleria. Die Vorrathsſtempel und die 
Gradationsſtempel ſind nach dem öſterreichiſchen Typus der Emiſſionen 
1803 und 1816 hergeſtellt: Kreisringe in Schwarzdruck mit rohen 
Ornamenten und der Angabe des Werthes, ſowie dem Anfangsbuchſtaben 
des Stempelortes — innerhalb desſelben ein Doppeladler in Reliefdruck, 
der auf der Bruſt ein zweizeiliges Schild mit der Werthangabe trägt. 
Die Gradationsſtempel ſind daran zu erkennen, daß ſie die alten Stempel⸗ 
füge des Geſetzes vom 21. Mai 1811 beſitzen und daß ihnen ein Relief, 
Controlſtempel beigedruckt iſt. Dieſer beſteht aus einem Doppeladler, 
umgeben von der Legende Controlleria graduale und einer Bordüre. 
Der Schild auf der Bruſt des Adlers gibt den Stempelort an. 


b) Lombardei. 

Viel weniger eingehend konnte das Stempelweſen der zweiten 
Provinz des lombardiſch-⸗venetiauiſchen Königreiches erforſcht werden. Durch 
den Verluſt diefer Provinzen find ihre Archivſchätze unzugänglich geworden 
und iſt man diesbezüglich auf bloße Zufallsfunde angewieſen. 

Soweit die gedruckten Normalien Aufſchluß geben, blieb in der 
Lombardei das italieniſche Stempelpapier in originaler und in geſtüm⸗ 
melter Geſtalt länger in Gebrauch als in Venedig, nämlich bis zu An— 
fang 1818, wo es durch eine neue Geſammtemiſſion erſetzt wurde. Noch 
vorher aber waren anläßlich der mit 1. September 1815 erfolgten Ein- 
führung der Gerichtsordnung neue Stempelzeichen zu 13 und 63 Cen- 
tesimi geſchaffen worden, die aber im December 1817 wieder abgeſchafft 
wurden, und an deren Stelle weiterhin der Stempel zu 50 und 75 Cen- 
tesimi verwendet werden ſollte. 

Die Emiſſion 1818 wurde hinſichtlich der Zeichen zu 25, 50 und 
75 Centesimi im December 1820 abgeändert. 

Die Währungsänderung bedingte auch hier die Aenderung der 
Stempelzeichen in analoger Weiſe wie in Venedig. Auch hier blieb das 
ältere Papier neben dem der Emiſſion 1823 bis Ende October 1826 
in Verwendung. 

Von den lombardiſchen Stempelzeichen können nur wenige, und 
zwar vou der letzterwähnten Emiſſion, beſchrieben werden. Sie find ſämmt⸗ 
lich Schwarzdrucke. Die Vorrathsſtempel beſtehen aus doppelten Kreis- 
linien, innerhalb welcher ſich Embleme (der gekrönte Doppeladler in 
naturaliſtiſcher Zeichnung, die eiſerne Krone über der die Kaiſerkrone 
ſchwebt u. ſ. f.), die Bezeichnung des Stempelortes und die Angabe des 
Werthes befinden. 

Die weſentlich größeren Erfüllungsſtempel enthalten ähnliche Em⸗ 
bleine (die eiſerne Krone, die Initialen F. I. im Strahlenkranz, darüber 
die Kaiſerkrone u. ſ. f.), die Angabe des Stempelortes und eine Legende 
Bollo straordinario, Atti giudiziarj d’uffieio u. ſ. f.). Der Control⸗ 
ſtempel beſteht aus einer Randbordüre, der Legende Per bollo straordi- 
nario und einem von der Kaiſerkrone bedeckten Schild, darin der Doppel⸗ 
adler, der ſeinerſeits auf der Bruſt ein von der eiſernen Krone bedecktes 
Schild mit den Initialen F. I. trägt. 

Von den älteren Emiſſionen iſt ein Controlſtempel bemerkenswerth, 
der jährlich eine andere Jahreszahl enthielt und in anderer Farbe auf- 
gedruckt wurde. 

c) Gemeinſames Stempelregime. 


Die Reform aller ſtaatlichen Rechtsabgaben, welche das Stempel⸗ 
und Taxgeſetz vom 27. Jänner 1840 bewirkte, war gleichzeitig auch ein 


bedeutſamer Schritt zur Herſtellung der Rechtseinheit im ganzen Gebiete 
der Monarchie. Dieſes Geſetz wurde mit einigen nebenſächlichen, auf die 
Währungs- und Grundbuchsverhältniſſe des lombardiſch-venetianiſchen 
Königreiches bezughabenden Modificationen in italieniſcher Sprache für 
dieſes Gebiet publicirt und das alte Stempelpatent vom 21. Mai 1811 
außer Wirkſamkeit geſetzt. Hand in Hand daunt ging die Abſchaffung der 
alten Stempelzeichen und die Einführung von neuem Stempelpapier. 

Dies erfolgte durch das „Vereinigte Hofkanzlei-Präſidial⸗Decret“ (0 
vom 29. Juli 1840, Z. 945. Die Kategorien und Beträge der neuen 
Stempelzeichen entſprechen den 15 Stempelclaſſen, welche in den alt- 
öſterreichiſchen Provinzen nach der Reform des Jahres 1840 beſtanden. 
Die Analogie geht ſogar ſo weit, daß die Zeichnung der niederen Claſſen 
(zu 15, 30, 50 und 7 , u , e 
18 L.) dem Typus der öſterreichiſchen Emiſſion 1836, jene der höheren 
Claſſen (zu 12, 24, 36, 48 und 60 L.) hingegen dem Typus der 
höheren Stempelzeichen der Ergänzungsemiſſion 1840 entſpricht und die 
letzteren in Hinſicht auf phantaſtiſche Verſchlingungen und die Anbringung 
menſchlicher Geſichter im Lanbwerk womöglich noch übertrifft. Der Control— 
ſtempel mit beweglichem Datum gibt die Anufangsbuchſtaben der Provinz 
und des Stempelortes an. Alle dieſe Zeichen ſchließen einen Reliefadler 
ein, welcher dem Adler der öſterreichiſchen Stempelzeichen genau entſpricht 
und daher für die Zeichen, die der Emiſſion 1836 entſprechen, 
größer, bei den der Emiſſion 1840 entſprechenden Stempelzeichen aber 
kleiner iſt. 

Bei der Reform des Jahres 1850 wurde die Sonderſtellung des 
lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches noch um einen weiteren Schritt 
beſchränkt: es fand keine Separatpublication des Gebürengeſetzes für dieſes 
Gebiet ſtatt, vielmehr wurden jene Sonderbeſtimmungen, welche durch 
die Währungs- und Grundbuchsverhältniſſe bedingt waren, lediglich als 
Zuſätze in den § 14 und die T.-P. 45 aufgenommen. Ebenſo fand hier 


eine analoge Ergänzung der Stempelzeichen ſtatt, wie in den altöjter- 
reichiſchen Gebieten. 

Dieſe Stellung des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches findet 
einen noch treffenderen Ausdruck in der Geſtalt der Stempelmarken, die 
hier ebenfalls im Jahre 1854 eingeführt wurden. Diefelben entſprechen 
nämlich den einzelnen gleichwerthigen öſterreichiſchen Marken an Größe, 
Farbe und Zeichnung vollkommen und unterſcheiden ſich lediglich da— 
durch, daß ſie die Werthangabe in der Lirawährung und in italieniſcher 
Sprache tragen. 

Aber auch dieſe Beſonderheit verſchwindet, als gleichzeitig mit der 
Conventionsmünze der öſterreichiſchen Länder die demſelben Münzfuße 
angehörige Lirawährung aufgehoben und beides durch die öſterreichiſche 
Währung erſetzt wurde. Die jetzt im lombardiſch-veuetianiſchen König⸗ 
reiche emittirten Marken beſitzen keine ſprachliche Verſchiedenheit mehr: 
die Werthbeträge erſcheinen wie im übrigen Reiche in Ziffern mit dem 
Beiſatze fl. oder Kr. angegeben. Selbſt die Mannigfaltigkeit des zur 
Herſtellung der Marken verwendeten Papiers iſt die gleiche, wenn auch 
hier nicht ganz ſo viele Nuancen gefunden werden, wie in Oeſterreich. 
Wenn man angeſichts deſſen dennoch von einer Specialemiſſion der Stempel⸗ 
marken für das Lombardifch-venetianifche Königreich ſprechen kaun, ſo 
beruht dies auf einer Beſonderheit, die der Sammler zu conſtatiren in 
der Lage iſt, von der aber die gedruckten Normalien völlig ſchweigen. 
Während nämlich die erſten Stempelmarken der öſterreichiſchen Währung 
(Emiſſion 1858) in den altöſterreichiſchen Provinzen einen braunen 
Untergrund beſaſſen, iſt das Blattgeäder hier in roſarother Farbe 
gedruckt. In gleicher Geſtalt finden ſich auch die Marken, um welche der 
Stempelzeichenbeſtand im Jahre 1859 vermehrt wurde. 

Die verſchiedene Farbe des Fonds, welche insbeſondere beim dunkel- 
blauen Papier ſehr ſchwer zu erkennen war, ſcheint in der Folge nicht 
als ausreichend befunden worden zu fein. Der Finanzminiſterialerlaß 
vom 4. October 1861, Z. 43.243, führte daher für die lombardiſch— 
venetianiſchen Stempelmarken ein roſarothes Papier ein, ohne daß auch 
jetzt erwähnt worden wäre, daß der Fond darauf in dunklerem Roſa zu 
drucken iſt. Auch dieſes Roſapapier weist mehrfache Nuancirungen auf. 
Beſtimmtes hierüber kann aber bei der verhältnißmäßigen Seltenheit des 
Materials nicht feſtgeſtellt werden. 

In dieſer Geſtalt machten die Stempelmarken die Ergänzung 1864 
und die Theilemiſſion 1865 mit. Bei der letzteren erſcheint die Werth⸗ 
angabe in Worten in italieniſcher Sprache angebracht. Auch hier iſt der 
dreifache Druck zu unterſcheiden, und fällt auch hier die geringe Sorg⸗ 
ſamkeit bei der Herſtellung der Marken auf. 


Mit dem Jahre 1859 ging die Lombardei und mit dem Jahre 
1866 das venetianiſche Gebiet verloren. Damit hörte der Beſtand aller 
vorerwähnten Beſonderheiten auf. 

Zum Schluſſe wäre hier nur noch zu erwähnen, daß in beiden 
Provinzen nach ihrem Verluſte noch durch einige Zeit das öſterreichiſche 
Gebürenecht fortgegolten zu haben ſcheint. Wenigſtens finden ſich in der 
Lombardei Stempelzeichen und in Venedig Stempelmarken aus dieſer 
Zeit, die ausſchließlich oder neben der italieniſchen Lirawährung) auf 
Beträge der öſterreichiſchen Währung lauten. Beide dieſe Stempelzeichen 
ſtehen im Gegenſatze zu den ihnen vorausgegangenen öſterreichiſchen Werth 
zeichen im techniſcher Hinſicht auf einer ſehr niedrigen Stufe der Voll— 
kommenheit. 

4. Die Emiſſion 1870. 


Die letzte Umformung, welche der im Jahre 1854 geſchaffene 
Stempelmarkentyvus erfuhr, iſt die mit der Jahreszahl 1870 ausge 
ſtattete Emiſſion (Finanzminiſterialerlaß vom 7. Jänner 1870, R. G. Bl. 
Nr. 3). Es iſt dies die erſte Ausgabe, welche auf Grund der von vorn— 
herein ausgeſprochenen Abſicht des zeitweiligen Wechſels der Geſtalt der 
Stempelzeichen geſchaffen wurde. Neu ſind an dieſer Emiſſion nur zwei 
Momente: daß die 1865 geſchaffeue Legende nicht mehr in ſchwarzer, 
ſondern in blauer Farbe gedruckt wird, und daß alle Marken, alſo 
auch die ohne Legende verbleibenden Marken der Guldenbeträge und zu 
1 kr. die Jahreszahl 1870 (ebenfalls in blauer Farbe) unterhalb des 
Stempelbildes in dem zur Ueberſchreibung beſtimmten Raum enthalten. 
Im übrigen iſt alles beim Alten geblieben: die Geſtalt und Zeichnung 
der Stempelzeichen iſt unverändert; die ausſchließliche Verwendung von 
weißem Papier und die grüne Farbe des Fonds ſtellen nur die Rückkehr 
zu bereits Dageweſenem vor. Bemerkenswerth iſt, daß für die Jahreszahl 
Typen von zweierlei Größen verwendet werden. Bis zu 2 fl. kommt 
dieſe Jahreszahl in kleinem Druck, von da an in großem Druck vor. Von 
der Marke zu 10 fl. kommen jedoch ſowohl Stücke mit der großen als 
auch ſolche mit der kleinen Jahreszahl vor. 

Mehr als jede andere Emiſſion iſt die in Frage ftehende geeignet, 
den Sammler zu heller Verzweiflung zu bringen: es gibt nämlich eine 
angeſichts der kurzen Geltungsdauer dieſer Ausgabe ganz erſtaunliche 
Anzahl von Varianten hinſichtlich der Farbe des Fonds und des Auf- 
druckes von Werth und Emiſſiousjahr. Bei älterem Stempelmaterial 
muß man hinſichtlich der Annahme von Farbvarianten vorſichtig ſein. 
Die Jahre an ſich und mehr noch die Schickſale der einzelnen Stücke 
führen bisweilen zu ganz auffälligen Unterſchieden zwiſchen urſprünglich 
ganz identiſchen Stücken. Als Beiſpiel ſei hier die zweite Farbenkategorie 
der Emiſſion 1877 (60, 75 und 90 kr.) genannt, deren violette 
Farbe augenſcheinlich Anilin) ſich in manchen Stücken in ein ganz un⸗ 
zweifelhaftes Braun verwandelt hat. 

Bei der Emiſſion 1870 hat man es jedoch beſtimmt mit wirk⸗ 
lichen Varianten zu thun, da es ſich dabei nicht blos um Helligkeits⸗ 
unterſchiede, ſondern auch um ganz andere Farbennuancen handelt. So 
findet man vom grünen Fond lichtgrüne, graugrüne und gelbgrüne Ab- 
änderungen, und find mindeſtens ſieben Varianten zu unterſcheiden. In 
gleicher Weiſe kommen hinſichtlich des blauen Aufdruckes drei Haupt: 
typen (blaugrün, graublau und ultramaria) und jede derſelben in 
mehreren Helligkeitsunterſchieden vor. Da überdies kein feſter Zuſammen— 
hang zwiſchen den einzelnen Nuancen des Fonds und denen des Auf— 
druckes zu beſtehen ſcheint, ſo iſt die Unmöglichkeit der vollſtändigen 
Zuſammenſtellung aller Serien — worauf doch das Streben jedes 
Sammlers gerichtet iſt — einleuchtend. 

(Fortſetzung folgt.) 


Alittheilungen aus der Praris. 
Verpflichtung des Landesfonds zur Zahlung der bis zum Eintritte 
der Transportsfähigkeit auerlaufenen Verpflegskoſten für einen in 
einem öſſentlichen allgemeinen Krankenhauſe über die uormal⸗ 
mäßige Verpflegsdauer an einer chroniſchen Krankheit behandelten 

Kranken. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 15. Jänner 1898 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage der Stadtgemeinde 
Trieſt durch den Bürgermeiſter Dr. Karl Dompieri de praes. 26. October 
1897, Z. 370 R. G., wider den Landesausſchuß des Herzogsthums Krain 
auf Erſatz von Krankenhaus- und Verpflegskoſten im Betrage von 


86 fl. 52 kr. zu Recht erfannt: Der Landesausſchuß des Herzogthums 
Krain iſt ſchuldig, der Stadtgemeinde Trieſt als Eigenthümerin des 
dortigen ſtädtiſchen Spitals an Verpflegskoſten des Jakob Prudid für 
die Zeit vom 4. März bis 14. Juni 1880 den Betrag von 86 fl. 52 kr. 
zu bezahlen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Jakob Prudié, laut 
Certificats vom 5. September 1879 Angehöriger der Gemeinde Zirkniz im 
Bezirke Loitſch, wurde am 12. Auguſt 1879 wegen Lungentuberculoſe in 
das Trieſter ſtädtiſche Spital aufgenommen. Mit Berichten vom 7. No- 
vember 1879, 3.5125, theilte die Spitalsverwaltung dem krainiſchen 
Landesausſchuſſe mit, daß der Kranke intransportabel ſei. Der krainiſche 
Landesausſchuß verlangte hierauf mit Note vom 22. November 1879, 
Z. 7228, eine genauere ärztliche Unterſuchung. Dieſe wurde laut ärzt- 
lichen Berichtes vom 13. December 1879 vorgenommen und ergab, daß 
der Kranke durchaus intrausportabel war; dieſer Bericht wurde dem 
krainiſchen Landesausſchuſſe mit Note vom 15. December 1879, Z. 5690, 
mitgetheilt. Der krainiſche Landesausſchuß geſtattete nunmehr mit Note 
vom 17. December 1879, 3. 7957, den weiteren Aufenthalt des Kranken, 
verlangte aber, von dem Eintritte der Trausportabilität ſofort ver— 
ſtändigt zu werden. Der hierauf dem Landesausſchuſſe übermittelte ärzt— 
liche Bericht vom 6. Februar 1880, Z. 533, beſagte, daß der Kranke 
noch immer intransportabel ſei und vorausſichtlich vor weiteren 3 Mo 
naten nicht transportabel ſein werde, fand aber ſeitens des krainiſchen 
Landesausſchufſes keine Berückſichtigung, denn dieſer trug der Gemeinde 
Zirkniz die Abholung des Prudié auf. Als ſich nun der Bevollmächtigte 
der Gemeinde zur Abholung des Prudié vorſtellte, konnte ihm der 
Kranke mit Rückſicht auf den ärztlichen Befund nicht übergeben werden. 
Der krainiſche Landesausſchuß ſprach hierüber mit Note vom 21. März 
1880, Z. 1298, ſeine Verwunderung aus und lehnte die Bezahlung 
der nach dem 4. März erwachſenden Spitalskoſten ab. Die Spitals⸗ 
verwaltung berichtete hierauf dem krainiſchen Landesausſchuſſe mit Note 
vom 7. Mai 1880, Z. 2164, neuerlich, daß der Kranke intransportabel 
ſei, worauf der Landesausſchuß mit Note vom 14. Mai 1880, 3 2575, 
ein weiteres ärztliches Gutachten begehrte. Am 25. Mai 1880 erklärte 
endlich der behandelnde Arzt, Prudié ſei transportabel, falls die Reiſe 
eine kurze ſei und der Kranke in Begleitung einer dritten Perſon in 
liegender Stellung transportirt werden könne, und 
nunmehr wurde Prudic am 14. Juni 1880 der Heimatsgemeinde über⸗ 
geben. Der Landesausſchuß verharrte aber bei ſeiner Weigerung die 
Spitalskoſten vom 4. März bis 14. Juni 1880 im Betrage von 86 fl. 
52 kr. zu bezahlen und ebenſo waren die Verſuche, den Erſatz von der 
Heimatsgemeinde zu erhalten, vergeblich. Die geltend gemachten Ab⸗ 
lehnungsgründe find nicht zutreffend. Das Geſetz, richtig der Minijterial- 
erlaß vom 17. Juni 1869, Z. 1783 (L. G. Bl. für Krain Nr. 18), 
auf welches ſich der krainiſche Landesausſchuß beruft, ſchließt die Möglich- 
keit, d roniſche Kranke in Spitälern zu verpflegen, nicht aus, ſondern 
beſchränkt ſie nur auf jene Fälle, in welchen die Verſchlimmerung des 
chroniſchen Leidens eine beſondere mediciniſche Pflege erheiſcht. Auch der 
Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 11. März 1881, 2. 14.652, 
beſtimt, daß für die Spitalsaufnahme und Enutlaſſung nur das Be— 
finden des Kranken maßgebend iſt. Die citirten ärzilichen Zeugniſſe be— 
weiſen nun im vorliegenden Falle die Nothwendigkeit der Spitals- 
behandlung. Der Bürgermeiſter klagt daher die in der Klagebeilage N. 
ſpecificirten Spitalskoſten ein und ſtellt das Begehren, zu erkennen: Der 
Landesausſchuß des Herzogthums Krain habe der Stadtgemeinde Trieſt 
als Eigenthümerin des Trieſter ſtädtiſchen Spitals den für die Spitals⸗ 
koſten des Jakob Prudis ſchuldigen Betrag von 86 fl. 52 kr. zu erſetzen. 

Der krainiſche Laudesausſchuß beharrt in feiner Gegeuſchrift auf 
dem Standpunkte, daß er zur Zahlung der für Jakob Prudid im Trieſter 
Spitale für die Zeit vom 4. März bis 14. Juni 1880 aufgelaufenen 
Verpflegskoſten per 86 fl. 52 kr. nicht verpflichtet ſei. Prudie wurde 
bereits am 12. Auguſt 1879 in das erwähnte Spital aufgenommen, an 
Lungeutuberculoſe behandelt und erſt am 14. Juni 1880 der Gemeinde 
Zirkniz übergeben. Er ſtand daher durch volle 10 Monate in öffentlicher 
Spitalspflege, u. zw. an einer Kraukheit, welche eine fo lange Verpflegs— 
dauer auf Koſten des krainiſchen Landesfonds nach den beſtehenden Be— 
ſtimmungen nicht rechtfertigt, weil es ſich nicht um Heilung einer acuten 
Krankheit handelte. Aus dieſem Grunde hat der Landesausſchuß die Ge— 
meinde Zirkniz ſchon mit dem Erlaſſe vom 26. Februar 1880, Z. 867, 
zur Abholung des Jakob Prudid angewieſen. Obwohl die Gemeinde dieſem 
Auftrage Folge leiſtete und die Uebernahme des Prudiä bewerkſtell'gen wollte, 
wurde ihr ſeitens der Trieſter Spitalsverwaltung die Uebergabe des Kranken 


verweigert, weshalb der Landesausſchuß der Spitalsverwaltung mit Note 
vom 21. März 1880 erklärte, daß er die Verpflegskoſten fiir Prudic nur 
bis 4. März 1880 vergüten werde. Dementſprechend wurde mit der 
Note vom 22. October 1880, Z. 4816, aus der bezüglichen Rechnung 
der für die Zeit vom 4. März bis 14. Juni 1880 aufgerechnete Ver⸗ 
pflegskoſtenbetrag von 86 fl. 52 kr. ausgeſchieden und die Zahlung des- 
ſelben verweigert. Nach dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 11. März 1881, 3. 14.652, haben alle öffentlichen Kranken 
anſialten im Laufe der ſechsten Woche die Anzeige über die im Spitale 
befindlichen Landesangehörigen dem betreffenden Landesausſchuſſe zu er- 
ſtatten. Dieſe Maßregel iſt von größter Wichtigkeit, weil durch Ein— 
ſendung ſolcher Krankenconſignationen die einzige Möglichkeit geboten 
iſt, ſich zu überzeugen, ob eine länger dauernde Behandlung des Krauken 
im öffentlichen Spitale auf Koſten des Landesfonds nothwendig und 
gerechtſertigt iſt, im verneinenden Falle aber zur Schonung der Landes— 
finanzen die Abholung des Kranken aus dem Spitale verfügen zu können. 
Die Spitalsverwaltung in Trieſt hat dies unterlaſſen, und ſich Jahre 
hindurch geweigert, der Anordnung des erwähnten Miniſterialerlaſſes 
Folge zu leiſten Wie ſehr die diesfalls erhobenen Beſchwerden des 
Landesausſchuſſes gerechtfertigt waren, erhellt aus der beigebrachten Note 
der k. k. Landesregierung in Laibach vom 23. October 1889, Z. 11.335, 
beziehungsweiſe dem angeſchloſſenen Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des 
Junern vom 15. October 1889, Z. 5633. In dieſem Miniſterialerlaſſe 
wird ausdrücklich auerkannt, daß die vom krainiſchen Landesausſchuſſe 
„wegen Unterlaſſung der Anzeige über chroniſche Kranke, welche im 
Trieſter Krankenhauſe über die normalmäßige Zeit in Behandlung be— 
halten wurden, erſtatteten Beſchwerden gerechtfertigt und begründet 
ſind und daß die Direction, beziehungsweiſe die Verwaltung und die 
Aerzte dieſer Auſtalt den Beſtimmungen der Miniſterialerläſſe vom 
4. December 1856, Z. 26.641, vom 17. Juni 1869, Z. 1713, und 
vom 11. März 1881, Z. 14.652 ex 1880, nicht nachgekommen find“. 
Es wurde we ters dieſes vorſchriftswidrige Verhalten ernſtlich gerügt, 
der Spitalsverwaltung und deu Spitalsärzten die unbedingte Befolgung 
der diesfälligen Vorſchriften aufgetragen und überdies der k. k. Statt- 
halterei die Weiſung ertheilt, zum Zwecke einer wirkſamen Controle 
der genauen Befolgung der einſchlägigen Vorſchriften in angemejjenen 
Zeitperioden vom Spitale Kranken⸗Nominal⸗Verzeichniſſe einzuholen, auf 
Grund derſelben eingehende periodiſche Reviſtonen durch den Landes⸗ 
Sanitätsreferenten zu veranlaſſen und über deren Ergebniſſe nach Ablauf 
von je drei Monaten au das k. k. Miniſterium Bericht zu erſtatten. 
Hiebei hat, was beſonders hervorgehoben wird, das k. k. Miniſterium 
die k. k. Statthalterei angewieſen, „dem Stadtmagiſtrate Trieſt zu 
bedeuten, daß es nicht zuläſſig iſt, aus den im dortigen Krankenhauſe 
untergebrachten Kranken anderer Länder eine Erwerbsquelle ſür die 
ſtädtiſchen Finanzen zu machen“. Schließlich wird in dem citivten 
Miniſterialerlaſſe auch noch „die bedauerliche, die Trieſter Spitale- 
verhältniſſe, ſowie die k. k. Statthalterei als Aufſichtsbehörde arg com— 
promittirende Thatſache“ conſtatirt, „daß Kranke, welche wegen irgend 
eines anderen Leidens Aufnahme gefunden hatten, erſt in dieſer Heil— 
anſtalt von Infectionskrankheiten befallen wurden“. Hiemit erachtet der 
Landesausſchuß den Beweis erbracht zu haben, daß er die Zahlung des 
in Frage ſtehenden Verpflegskoſtenbetrages mit vollem Grunde ver— 
weigerte, weshalb er bittet, das Klagebegehren abzuweiſen. 

Das vorliegende Klagebegehren iſt aus folgenden Erwägungen als 
begründet anzuerkennen: 

Mit der Note des Krainiſchen Landesausſchuſſes vom 22. No— 
vember 1879, Z. 7228, wurde die Trieſter Spitalsverwaltung erſucht, 
„den Jakob Prudid in Betreff feiner damaligen Transportfähigkeit 
einer genauen Unterſuchung unterziehen zu laſſen, damit feiner Zu— 
ſtändigkeitsgemeinde die Weiſung ertheilt werde, ihn ſofort aus dem 
Kranfenhaufe abzuholen und heim zu beförden“. 

Schon hierin muß das Einverſtändniß des Krainiſchen Laudes— 
ausſchuſſes gefunden werden, daß Jakob Prudis ſolange in Spitalspflege 
zu verbleiben hat, als er nicht transportabel iſt. 

Dieſes Einverſtändniß ergibt ſich aber zweifellos aus der Note 
vom 27. December 1879, Z. 7957, in welcher über Erſuchen der 
Trieſter Stadtvertretung vom 15. December 1879, Z. 5690, „die 
weitere Pflege des nicht transportabeln Jakob Prudié bewilligen zu 
wollen“ — „vorbehaltlich der Prüfung der ſeinerzeit nachzuweiſenden 
Zuſtändigkeit die weitere ärztliche Behandlung des Prudid mit dem 
Erſucheu genehmigt wird, den Eintritt feiner Transportfähigkeit ſogleich 
anzuzeigen, um deſſen Heimbeförderung veranlaſſen zu können“. 
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Der Wortlaut dieſer Genehmigung läßt keinen Zweifel darüber 
zu, daß hierin auch die Zuſtimmung zur Tragung der bis zur Transport⸗ 
fähigkeit des lungenkranken Jakob Prudis auflanfenden Spitalskoſten 
liege. Wenn nun, ungeachtet der Mittheilung der Spitalsverwaltung 
vom 6. Februar 1880, 3. 533, daß Jakob Prudic dermalen nicht 
transportabel und zu feiner Transportfähigkeit vorausſichtlich 3 Monate 
erforderlich ſeien, der Krainiſche Laudesausſchuß vor Ablauf dieſer Friſt 
am 26. Februar 1880, alſo in zweifellos rauher Jahreszeit die Gemeinde 
Zirkuiz auwies, den Jakob Prudig abzuholen, und dieſe Gemeinde diefen 
Auftrage (am 4. März 1880) nachkam, jo könnte ſich der Krainiſche 
Landesausſchuß der Verbindlichkeit zur Tragung der Spitalskoſten be- 
rechtigterweiſe ganz oder doch theilweiſe nur dann entziehen, wenn er 
nachzuweiſen vermöchte, daß Prudic am 4. März 1880 oder doch vor 
dem 14. Juni 1880 transportfähig war. 

Dieſen Nachweis hat der belaugte Landesausſchuß nicht einmal 
verſucht, wie denn auch das am 25. Mai abgegebene ärztliche Gutachten 
über die beſchränkte Transportabilität des Jakob Prudid — auf Grund deſſen 
am 14. Juni 1880 die Abholung erfolgte — nicht insbeſondere beſtritten 
wurde. Es hat vielmehr der Krainiſche Landesausſchuß in ſeiner Note 
vom 14. März 1870, Z. 2575, „genaue Auskunft, d. h. ein ärztliches 
Parere über den Grund und die Andauer der Transportunſähigkeit des 
Patienten, und ob nicht deſſen Abgabe in die Siechenpflege angezeigt 
wäre“, verlangt, was mit dem vom Landesausſchuſſe eingenommenen 
Standpunkte, er ſei berechtigt, den Erfatz der nach dem 4. März 1880 
auflaufenden Verpflegskoſten abzulehnen, im Widerſpruche ſteht. 

Demgemäß und in Erwägung, daß auf die Entſcheidung des vorliegenden 
ſpeciellen Falles die Vorkommmiſſe in anderen Fällen und ſomit auch 
der in der Gegenſchrift angerufene Miniſterialerlaß vom 11. März 1881, 
3 14.652, nicht maßgebend find, iſt dem Klagebegehren vollinhaltlich 
ſtattzugeben. 


(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 15. Jänner 1898, Z. 445 ex 1897.) 


Die Fertigung eines Schriftſtückes ehrverletzenden Inhaltes reicht 

nicht aus, nach dem zwölften Hauptſtücke des Strafgeſetzes auch den⸗ 

jenigen verantwortlich zu erklären, der es in wenngleich ſchuldbarer 

UAnkenutniß des Snhaltes unterſchrieb; vorſätzlich (im Sinne des 81 

St. G.) muß die Kundgebung erfolgen, welche, als wider die Sicher⸗ 

heit der Ehre gerichtet, in Gemäßheit der erwähnten Strafbeſtim⸗ 
mungen zugerechnet werden ſoll. 

Der Caſſationshof hat mittelſt Plenarentſcheidung vom 17. November 
1897, Z. 13.294, über die von der Generalprocuratur zur Wahrung 
des Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des Kreis⸗ 
als Berufungsgerichtes in Pilſen vom 28. Auguſt 1897, Z. 5346, in⸗ 
ſoweit mit demſelben Guido M. und Genoſſen der in den SS 487 und 
491 St. G. bezeichneten, gemäß Artikel V des Geſetzes vom 17. December 
1862, R. G. Bl. Nr. 3 ex 1863, von amtswegen zu verfolgenden Ueber⸗ 
tretung gegen die Sicherheit der Ehre ſchuldig erkannt wurden, zu Recht 
erkannt: Durch den vorerwähnten Theil des Urtheiles des Kreis als 
Berufungsgerichtes in Pilſen vom 28. Auguſt 1897, Z. 5346, wurde 
das Geſetz in den Beſtimmungen der SS 487 und 491 St. G. verletzt; 
dieſes Urtheil wird in dem obbezeichneten Theile aufgehoben und die 
Sache zur neuerlichen Verhandlung und Entfheidung mit Beſchränkung 
auf den aufgehobenen Theil des Urtheils an das Kreis- und Berufungs- 
gericht 85 Pilſen Sheen 

ründe: Gegen die zum Behufe der Gemeindewahlen in der 
Stadt Manetin verfaßte Wählerliſte wurde bei dem dali Gemeinde⸗ 
amte am 5. April 1897 eine von Johann L., Alois M., Guido M. 
und anderen unterſchriebene Reclamation eingebracht, in welcher unter 
Beanſtändung der Aufnahme mehrerer vermeintlich nicht wahlberechtigter 
Perſonen in die Wählerliſte das Vorgehen der „Gemeinde, beziehungs⸗ 
weiſe ihrer Vertreter“ für ein „ſchmachvolles“ und für einen „uner- 
laubten Schwindel“ erklärt wird. Hierwegen zur ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
antwortung gezogen, wurden mit dem Urtheile des Bezirksgerichtes Manetin 
vom 25. Mai 1897, Z. 197, Johann L. als Verfaſſer und Schreiber 
der Reclamation und Alois M., weil er geſtanden hatte, dieſelbe vor 
ihrer Unterfertigung geleſen zu haben, der in den 88 487 und 491 St. G. 
bezeichneten, nach Artikel V des Geſetzes vom 17. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 3 ex 1863, von amtswegen zu verfolgenden, an der Ge— 
meindevertretung von Manetin als einer öffentlichen Behörde begangenen 
Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre ſchuldig erkannt, die übrigen 
Angeklagten aber mit der Motivirung freigeſprochen, daß das Bezirks⸗ 
gericht ihrer Verantwortung, ſie hätten die Reclamation vor deren Uunter⸗ 


fertigung nicht geleſen, Glauben ſchenke, und ſie für den ihnen unbekannt 
gebliebenen ſtrafgeſetzwidrigen Inhalt der Eingabe nicht verantwortlich 
gemacht werden können. Der gegen dieſes Urtheil vom ſtaatsanwaltſchaft— 
lichen Functionär ergriffenen, im Punkte der Schuld auf die Freiſprechung 
der Angeklagten Guido M. und Geuoſſen beſchränkten Berufung gab das 
Kreis⸗ als Berufungsgericht in Pilſen mit dem Urtheile vom 28. Auguſt 
1897, Z. 5346, Folge, hob das erſtrichterliche Urtheil in der bezeichneten 
Richtung auf, erkannte dieſe Angeklagten ebenfalls der in den 88 487 
und 491 St. G. bezeichneten, gemäß Artikel V des Geſetzes vom 17. De⸗ 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 3 ex 1863, von amtswegen zu verfolgenden 
Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre ſchuldig und verhängte über 
fie eine Geldſtrafe von je 10 fl., an deren Stelle im Uneinbringlichkeits⸗ 
falle je 48 Stunden Arreſt zu treten hätten. Die Begründung des Ur 
theiles zweiter Inftanz iſt in die Erwägung zuſammengefaßt, „daß, wenn 
jemand eine Schrift unterfertigt, er dieſelbe gewiß auch liest oder wenigſtens 
leſen ſoll und in jedem Falle für dasjenige, was er unterfertigt, ver- 
antwortlich bleibt“. Inſofern das Urtheil von der Feſtſtellung abſieht, 
ob Gnido M. und Conſorten die von ihnen unterſchriebene Eingabe vor 
deren Unterfertigung auch wirklich geleſen haben, und inſofern es den 
ſelben auch für den Fall, daß fie deren ſtrafgeſetzwidrigen Inhalt nicht 
kannten, ſtrafrechtliche Verantwortung gemäß SS 487 und 491 St. G. 
auferlegt, iſt das Urtheil des Berufungsgerichtes in einem aufliegenden 
Rechtsirrthume befangen. Von einer Beleidigung kann, ohne das Be— 
wußtſein, dadurch die Ehre eines anderen zu verletzen, keine Rede ſein. 
Wenn auch der oft ausgeſprochenen Anſicht, es ſei zum Thatbeſtande der 
Ehrenbeleidigung ein beſonderer, in der Abſicht zu beleidigen, liegender 
animus iniuriandi erforderlich, nicht beizupflichten ift, vielmehr bei dieſem 
wie bei jedem anderen doloſen Delicte der gewöhnliche dolus, nämlich 
das Wiſſen und Wollen rechtswidrigen Thuns genügt, ſo kann doch dort 
von einer mit Bewußtſein begangenen Ehrenkränkung nicht geſprochen 
werden, wo der Thäter von dem das Rechtsgut der Ehre eines anderen 
verletzenden Momente ſeines Thuns gar nichts weiß. Liegt in der Ehren— 
beleidigung die Kundgebung des Willens, jemandes ſittlichen Werth in 
der Meinung anderer herabzuſetzen, ſo folgt ſchon daraus, daß zum 
mindeſten dieſe Kundgebung eine doloſe fein muß; fie iſt dies aber nur 
dann, wenn der Thäter den ehrenkränkenden Charakter der Kundgebung 
erkennt und überdies von dem Bewußtſein ihrer Rechtswidrigkeit erfüllt 
it. Allerdings kann im Falle der ſogenaunten verläumderiſchen Be⸗ 
leidigung auch das Moment der culpa dann von Bedeutung werden, 
wenn die gegen eine Perſon erhobene ehrenrührige Beſchuldigung ſich 
zwar auf beſtimmte Verdachtsgründe ſtützt, dieſe aber bei normaler Ein— 
ſicht nicht für ausreichend gelten können, um die Beſchuldigung für wahr 
zu halten. Aber auch in dieſem Falle culpoſen Vorgehens muß doch die 
Beſchuldigung ſelbſt (die Kundgebung) eine vorſätzliche ſein; der Thäter 
muß wiſſen, daß er jemand einer ehrenrührigen Handlung zeiht; culpos 
handelt er nur inſofern, als er bei erforderlicher Aufmerkſamkeit die 
Ueberzeugung von der Wahrheit der Beſchuldigung nicht gewinnen konnte. 
Im vorliegenden Falle aber kann auch von einer vorſätzlichen Beſchuldigung 
keine Rede ſein, ſolange nicht feſtgeſtellt iſt, daß die Unterfertiger der 
Eingabe von dem Vorhandenſein derſelben wußten. Ihr Wille ging un: 
zweifelhaft dahin, gegen die Zuſammeuſtellung der Wählerliſte zu recla⸗ 
miren; ihnen ein darüber hinausgehendes Wollen einer ehrenkränkenden 
Kundgebung gegen die Gemeindevertretung von Manetin zuzurechnen, hat 
zur Vorausſetzung, daß fie die betreffenden Stellen der Reclamations⸗ 
eingabe kannten. 

Es mußte daher über die von der Generalprocuratur zur Wahrung 
des Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gemäß $ 292 St. P. O. unter 
Conſtatirung der vorwaltenden Geſetzesverletzung wie vorſtehend erkannt 
werden. (Beil. z. V. Bl. d. Juſt. M.) 


Notizen. 

Gerhältniß der politiſchen Execution zur gerichtlichen Zwangs⸗ 
vollſtreckung.) Der Erlaß des Finanzminiſteriums vom 18. Jänner 1898, 
Z. 58.418 ex 1897, mit welchem den Finanz Landesbehörden im Hinblicke auf die 
Beſtimmungen der neuen Executionsordnung Weiſungen über die Durchführung 
der politiſchen und die Einleitung der gerichtlichen Execution ertheilt werden, 
enthält nachſtehende mit dem Juſtizminiſterium vereinbarte Beſtimmungen über 
das Verhältniß der politiſchen Execution zur gerichtlichen Execution: 

Execution auf bewegliche körperliche Sachen. 
Punkt 3, Abſatz 3: Stellt ſich heraus, daß das gerichtliche Pfandrecht dem 
adminiſtrativen vorausgeht, ſo iſt die admiſtrative begonnene Execution nicht 


mehr weiter fortzufegen, ſondern ohne Verzug das gerichtliche Superpſandrecht 
gemäß § 257 E. O. zu erwerben, nach Umſtänden aber auch gleich der Antrag 
auf Verkauf im Sinne des § 264 E. O. beim Executionsgerichte zu ſtellen. 

Geht dagegen das gerichtliche Pfandrecht dem adminiſtrativen nach, ſo iſt 
die adminiſtrative Execution mit Beſchleunigung durchzuführen und ein etwa ſich 
ergebender Ueberſchuß des Erlöſes über den einzubringenden Rückſtand und die 
Executionskoſten zu Gerichtshanden zu hinterlegen. 

Politiſche Sequeſtration. 

Punkt 7, Abſatz 1 und 2: Die Sequeſtration der Erträgniſſe unbeweglicher 
Güter iſt nur dann und inſolange zuläſſig, als noch keine gerichtliche Zwangs⸗ 
verwaltung derſelben eingeleitet iſt. 

Im Falle der adminiſtrativen Sequeſtration iſt der Verwalter in der Regel 
der gerichtlichen Verwalterliſte des betreffenden Gerichtshofſprengels ($ 106 E. O.) 
zu entnehmen. 

Punkt 7, Abfatz 3: Gleichzeitig mit der Einleitung einer politiſchen 
Sequeſtration iſt immer auch die Einverleibung des executiven Pfandrechtes für 
den bezüglichen Rückſtand, ſowie die Anmerkung der adminiſtrativen Zwangs⸗ 
verwaltung im öffentlichen Buche zu erwirken. h 3 

Wird für eine adminiſtrativ ſequeſtrirte Liegenſchaft nachträglich die 
gerichtliche Zwangsverwaltung bewilligt, fo iſt die politiſche Sequeſtration ſofort 
u ler und der gerichtlichen Zwangsverwaltung im Sinne des § 103 E. O. 
yeizutveten. n 

Der adminiſtrativ beſtellte Verwalter hat dann im Falle, als das Gericht 
ihn nicht beibehalten, ſondern einen anderen Verwalter beſtellen follte, ſofort 
Rechnung zu legen, welche ſodann von der Executionsbehörde an das Gericht zu 
leiten iſt. 


(Ueber den Begriff von Geheimmitteln.) Von den preußiſchen 
Miniſtern des Cultus, des Innern und für Handel und Gewerbe iſt unterm 
20. Jänner d. J. an die Oberpräſidenten folgender (im „Reichsanzeiger“ ver⸗ 
öffentlichter) Erlaß gerichtet worden: „Das unterm 3. Auguſt 1895 angeregte 
Verbot der öffentlichen Ankündigung von Geheimmitteln findet nicht überall einen 
gleichmäßigen Vollzug. Namentlich werden Arzneien, die in der einen Provinz 
als Geheimmittel angeſehen werden, in einer anderen nicht als zu den Geheim⸗ 
mitteln gehörig betrachtet und deshalb nach wie vor unbeanſtandet daſelbſt öffent⸗ 
lich angeprieſen. Die Abſtellung einer derartigen Rechtsungleichheit, die insbe⸗ 
ſondere den betheiligten Induſtrie- und Handelskreiſen berechtigten Anlaß zu Klagen 
bietet, muß deshalb ins Auge gefaßt werden. Hiebei iſt der Weg, durch eine 
authentiſche Feſtſtellung des Begrifſs „Geheimmittel“ Abhilfe zu ſchaffen, bei der 
Schwierigkeit, eine für alle Fälle zutreffende und nach jeder Richtung befriedigende 
Begriffserklärung zu geben, kaum gangbar. Da indeſſen Haupturſache des in 
Frage ſtehenden Uebelſtandes die anſcheinend vielfach verbreitete Auffaſſung iſt, 
daß ein Arzneimittel nicht mehr als Geheimmittel zu betrachten iſt, ſobald ſeine 
Zuſammenſetzung in irgend einer Weiſe bekannt gegeben wird, ſo läßt ſich eine 
wefentliche Beſſerung des gegenwärtigen Zuſtandes ſchon dadurch erreichen, daß 
eine übereinſtimmende Auffaſſung darüber herbeigeführt wird, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen die Beſchreibung eines Geheimmittels in der öffentlichen Ankün⸗ 
digung ſeine Eigenſchaft als Geheimmittel auszuſchließen geeignet iſt. In dieſer 
Beziehung kann von dem Grundſatz ausgegangen werden, daß ein Heilmittel 
ſeiner Eigenfchaft als Geheimmittel höchſtens dadurch entkleidet wird, daß ſeine 
Beſtandtheile und Gewichtsmengen ſofort bei der Ankündigung in gemeinverſtänd⸗ 
licher und für jedermann erkennbarer Weiſe vollſtändig und ſachentſprechend zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden. Angaben, aus denen nur ein Sachverſtän⸗ 
diger ein Urtheil über das Mittel ſich bilden kann, ſind als ausreichend nicht zu 
erachten, insbeſondere nicht die Bezeichnung der Beſtandtheile des Mittels in 
lateiniſcher Sprache. Hiemit ſteht im weſentlichen auch im Einklange die Recht⸗ 
ſprechung, nach welcher ein Geheimmittel jedenfalls dann vorliegt, wenn die Be⸗ 
ſtandtheile und das Mengenverhältniß der Zubereitung „nicht ausreichend“, „nicht 
deutlich für das Publicum“, „nicht für jedermann zweifellos“ bei der Ankün⸗ 
digung erkennbar gemacht ſind. Daß auch die Bereitungsweiſe eines Mittels 
aus der Veröffentlichung erſichtlich zu ſein hat, wenn dasſelbe nicht als Geheim⸗ 
mittel gelten ſoll, wird nicht gefordert zu werden brauchen, da mit dem Erlaß 
des in Frage ſtehenden Ankündigungsverbots nur beabſichtigt geweſen iſt, bei den 
zur öffentlichen Ankündigung zugelaſſenen Arzneimitteln dem Publicum die 
Möglichkeit zu bieten, ein eigenes Urtheil über Heilkraft und Geldwerth der ein: 
zelnen Mittel ſich zu bilden, nicht aber auch die Möglichkeit, ſolche Mittel nach 
dem veröfſentlichten Recepte ſich ſelbſt anzufertigen.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem k. k. Juſtiminiſter Dr. Ignaz Edlen v. Ruber 
und dem k. k. Miniſter für Cultus und Unterricht Arthur Grafen Bylandt— 
Rheidt die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem 2. Sectionschef im Miniſterium des Aeußern 
Nikolaus Grafen Szécſen v. Temerin taxfrei die Würde eines geheimen 
Rathes verliehen. l 

Se. Majeſtät haben die Sectionsräthe Theodor Edlen v. Hankenberg, 
Hugo Freiherrn v. Buſchman und Adolf Doppler zu Miniſterialräthen im 
Eiſenbahn-Miniſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath des Oberſten Rechnungshofes Joſef 
Deſſelier zum Hofrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem General⸗Directionsrath der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen Dr. Johann Prini den Titel und Charakter eines Hofrathes, dem 
Miniſterialſecretär im Eiſenbahn⸗Miniſterium Dr. Karl Freiherrn v. Banhans 
den Titel und Charakter eines Sectionsrathes und dem Inſpector der General⸗ 
Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen kaiſerlichen Rath Arnold Bardas 
den Titel und Charakter eines Regierungsrathes, ſämmtlichen taxfrei, verliehen. 


86 


Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Fz. v. Makszin in Graz 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Rudolf Grafen Huyn zum 
Statthaltereirathe extra statum bei der Statthalterei in Innsbruck ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Johann Bazant in Miſtel⸗ 
bach den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Conrad Prinzen zu Hohen: 
lohe-Schillingsfürſt in Teplitz den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes tarfrei verliehen. a 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Dr. Victor Ritter v. Steffek 
in Reichenberg, Dr. Heinrich Ritter v. Herget in Trautenau und Rudolf 
Bozdech in Starkenbach das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbergrathe Joh. Onderka in Plibram 
anläßlich deſſen Penſionirung die allerhöchſte Anerkennung bekannt geben laſſen. 

Se. Majeſtät haben den Bergrath Emil Langer in Pkibram zum Ober⸗ 
bergrathe ernannt. . 

Se. Majeſtät haben die Bergräthe Dr. Joſef Gattnar und Jaroslav 
Honl zu Oberbergräthen ernannt. , 

, Se. Majeſtät haben den Inſpector der Generalinſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen Karl Kuntezofsky, ſowie die Bauräthe Ferd. Gotts leben, 
Rudolf Bartl, Anton Spieß, Joh. Perneker und Eugen Stach, zu Ober: 
e 5 elt hann ernannt. 

e. Majeſtät haben dem Finanzrathe in Klagenfurt Joſef Gießer den 
Titel und Charakter eines Oberkante een. . 5 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe Johann Wrzal das Ritterkreuz 
des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär der n. ö. Statthaſterei Dr. Joh. 
Ritter v. Galatti das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtperwalter Karl Bartl in Olmütz taxfrei 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

g Se. Majeſtät haben den Oberingenieuren des böhmiſchen Staatsbau⸗ 
dienſtes Anton Mager in Trautenau und Emil Hlaſek in Teplitz das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſef-Ordens und den Ingenieuren Wilhelm Bukovsky in 
Trautenau und Alois Kohout in Prag das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Miniſterium des Innern 
Iz. Sväfta taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes und dem Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten daſelbſt Fz. Kwapil das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptſteueramts⸗Controlor in Spalato Lorenz 
Bonetti anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Haupt⸗ 
ſteuereinnehmers verliehen. 5 

Se. Majeſtät haben dem Official der Wiener Polizeidirection Wendelin 
Rößler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Julius Veeſey und den 
Dr. Ludw. Tegze in Gödöllö den Titel eines Schloßarztes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Handelsmann Karl Sievers in Montevideo 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat den Hofgebäude⸗Infpector Jofef Horak 
zum Schloßinſpector in Salzburg und die Hofbauadjuncten Anton Brandner, 
Rud. Gärtner und Rud. Mammer zu Ingenieuren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Dr. Georg Popovici zum Redacteur der rumäniſchen Ausgabe des Reichs⸗ 
geſetzblattes ernannt. | 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Joſef Praft zum Rechnungsrathe ad personam bei der 
Statthalterei in Innsbruck ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſterium des Innern hat den 
Secretär des k. k. Verſatzamtes in Wien Karl Hörmann zum Liquidator ernant. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirks⸗Obercommiſſär Moriz Mienzil zum Bezirkshauptmann und den Bezirks⸗ 
commiſſär Edmund v. Stellwag⸗Carion zum Landesregierungs⸗Secretär in 
Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Rudolf Solarik und den 
Steuer⸗Oberinſpector Fr. Vl ek zu Finanzräthen der mähriſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 


Erledigungen. 


Gefällscontrolorsſtelle bei der Stadtgemeinde Wr.⸗Neuſtadt mit 
600 fl. Jahresgehalt und 150 fl. Quartiergeld jährlich bis Ende April. (Amts⸗ 
blatt Nr. 94.) 

Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection in Pribram (mit dem Wohn: 
orte in Birkenberg) mit der X. Rangsclaſſe, 900 fl. Gehalt jährlich, Natural⸗ 
wohnung, Activitätszulage von 100 fl. jährlich, Reiſe- und Fuhrkoſtenpauſchale 
von 1200 fl., Diätenpauſchale von 300 fl. und 110 fl. Pauſchale für Beheizung ꝛc. 
bis 25. Mai. (Amtsblatt Nr. 95.) 

Stadtraths-Commiſſärsſtelle in Marburg mit 1400 fl. Jahres⸗ 
gehalt, 300 fl. Quartiergeld und fünf Quinquennien à 150 fl. bis 3]. Mai. 


(Amtsblatt Nr. 99.) 

Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Grfenntuiffen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 35 und 36 der Erkeuntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


